
Gemeinsame Tagung des Arbeitskreises Parteienforschung der DVPW und des Instituts 

für Deutsches und Internationales Parteienrecht und Parteienforschung der HHU 

Düsseldorf 

„Parteien und Staat“ 

25./26. Oktober 2013, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

Call for Papers: 

Parteien stellen zum einen das wesentliche Bindeglied zwischen politischer Bürgerschaft und 

Regierungssystem dar und wirken zum anderen als zentrale Akteure innerhalb des 

Regierungssystems. Dabei sehen sie sich einer Reihe von relevanten Umweltsegmenten 

gegenüber, wobei sie einerseits gezwungen sind, sich ihrer Umwelt und deren Veränderungen 

anzupassen, und diese Umwelt andererseits als zentrale Akteure mitgestalten. Dies zeigt sich 

schon an den rechtlichen Rahmenbedingungen des Parteienwettbewerbs. Innerhalb des 

rechtlichen Rahmens prägen die Parteien mehr oder minder stark das Funktionieren der 

verschiedenen Verfassungsorgane. 

Die Tagung soll sich mit allen Facetten des Verhältnisses von Parteien und „Staat“ 

beschäftigen. Fallstudien zu Deutschland und anderen Parteiendemokratien sowie 

vergleichende Untersuchungen sind insbesondere erbeten zu folgenden Themenbereichen: 

 verfassungsrechtliche und einfach-rechtliche Regelungen zum Parteienbereich 

(beispielsweise zur Änderung des Wahlrechts und zu der Möglichkeit von 

Parteiverboten mit Blick auf die NPD; Parteienrecht und Parteiorganisation); 

 Parteienfinanzierung und die Finanzierung ihrer Vorfeldorganisationen und 

Stiftungen;  

 Europarechtliche Regelungen für europäische Parteien; 

 Parteiendemokratie und Parteienstaat; 

 Kartellparteienthese; 

 Rolle der Parteien bei der Rekrutierung des politischen Personals in den 

Verfassungsorganen und den nachgelagerten Bereichen der Verwaltung und Justiz 

sowie den Rundfunkanstalten und öffentlichen Unternehmen; 

 Verschränkung und Machtverhältnisse zwischen Parteiführung und Fraktion bzw. 

Regierung; 

 Verhältnis zwischen Regierung bzw. Fraktionsführung und den einzelnen 

Abgeordneten; 

 Parteipolitik im Bundesrat; 

 

Vorschläge sind bis zum 6. Mai 2013 erbeten an: 

Oskar Niedermayer (oskar.niedermayer@fu-berlin.de) 

Thomas Poguntke (poguntke@hhu.de) 

Sebastian Bukow (bukow@hhu.de) 

 


